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Änderungsantrag TOP 21 
 
Der Stadtrat der Stadt Eisenach beauftragt die Verbandsräte der Stadt Eisenach im TAVEE, in 
einer der nächsten Verbandsversammlungen des TAVEE einen Beschluss über die 
Beantragung zur Gewährung von Finanzhilfen beim Land Thüringen herbeizuführen. 
 
Begründung: 
Aus den allen bekannten Gründen liegen die Gebühren im Verbandsgebiet des TAVEE noch 
immer weit über dem Landesdurchschnitt, so dass die Möglichkeit besteht, beim Land 
Finanzhilfen zu beantragen.                                                                                                                                             
Bereits im Dezember 2012 stellten wir einen solchen Antrag, der von der 
Oberbürgermeisterin und der Mehrheit des Stadtrates abgelehnt wurde.                                                                                                                                  
Die Oberbürgermeisterin begründete ihre Ablehnung damit, dass unmittelbar nach 
Beschlussfassung zum Konsolidierungskonzept alle Möglichkeiten der finanziellen 
Entlastung der Beitrags- und Gebührenzahler ausgeschöpft werden sollen, wozu auch die 
Beantragung von Finanzhilfen beim Land gehören und dies durch den Werkleiter, Herrn 
Kahlenberg, erledigt wird.                                                                                                                                                                                                                       
Da bis zum heutigen Tag eine solche Beantragung auf Finanzhilfe, die seinerzeit im 
Besonderen von der Oberbürgermeisterin und der Fraktion Die Linke gefordert wurde, nicht 
erfolgte, sehen wir uns verpflichtet, der Oberbürgermeisterin per Stadtratsbeschluss erneut 
diese Aufgabe zu übertragen.                                                                                                                                                                                 
Auch wenn auf diese Finanz- und Überbrückungshilfe kein Rechtsanspruch besteht, sollte 
keine Unterlassung begangen werden, einen solchen Antrag zur Entlastung der ca. 75.000 
Gebührenzahler des Verbandsgebietes beim Land zu stellen. 
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